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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter Ist der Vorsitzende der Gewerkschaft ÖTV auf Ver- 
Glos anlassung der Bundesregierung „per Flugzeug und 

(CDU/CSU) Helikopter aus seinem Wohnwagen auf der jugosla- 

wischen Insel Hvar in die Bundesrepublik verfrach- 
tet” worden, um an einem Arbeitsessen mit SPD- 
Politikern teilzunehmen (vgl. Spiegel Nr. 32/1979)? 

Antwort des Staatsministers Wischnewski vom 1 1. September 

Der Vorsitzende der Gewerkschaft Öffentliche Dienste, Transport 
und Verkehr, Heinz Kluncker, hat am 30. Juli 1979 an einer Bespre- 
chung mit dem Bundeskanzler zu Fragen der Energiepolitik teilge- 
nommen, bei der seine Anwesenheit unverzichtbar war. 


2. Abgeordneter Welche Kosten sind — falls die Frage 1 zu be- 
jähen ist — dem Bund dadurch entstanden, und 
(CDU/CSU) welche Beträge sind gegebenenfalls dem Bund von 

der SPD oder der Gewerkschaft erstattet worden? 


Antwort des Staatsministers Wischnewski vom 11. September 

Die Antwort auf diese Anfrage entfällt im Hinblick auf die Antwort 
auf Ihre erste Frage. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


3. Abgeordneter 
Wohlrabe 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung nam- 
hafter israelischer Politiker, daß sich die Bezie- 
hungen zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und Israel abgekühlt haben? 


Antwort des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher 
vom 12. September 

Ihre Frage beantworte ich mit nein. 


4. Abgeordneter 
Wohlrabe 
(CDU/CSU) 


Was beabsichtigt die Bundesregierung zu tun, um 
diese Klimaverschlechterung zwischen Bonn und 
Jerusalem abzubauen, und wann wird der Bundes- 
kanzler seinen immer wieder aufgeschobenen 
Staatsbesuch in Israel nachholen? 


Antwort des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher 
vom 12. September 

Die Bundesregierung ist ungeachtet ihrer Auffassung von dem guten 
Stand des deutsch-israelischen Verhältnisses auch in Zukunft um den 
Ausbau und die Vertiefung der deutsch-israelischen Beziehungen be- 
müht. 

Diesem Zweck dienen auch die bevorstehenden Gespräche mit Außen- 
minister Dayan. Der Zeitpunkt für einen Besuch des Bundeskanzlers in 
Israel liegt noch nicht fest. Die Bedeutung dieses Besuchs hängt nicht 
an einem bestimmten Tag. 
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5. Abgeordneter In welchem Umfang trifft es zu, daß ausländische 

Landre Verlage vom Bund Übersetzungskosten für deut- 

(CDU/CSU) sehe Publikationen erstattet bekommen, deutsche 

Verlage hiervon aber grundsätzlich ausgeschlossen 
sind, und sieht die Bundesregierung Mittel undWege, 
diese. Ungleichbehandlung zu beenden und deutsche 
Fachzeitschriften in fremde Sprachen durch eine 
Förderung der Übersetzungskosten zu unterstüt- 
zen? 

Antwort des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher 
vom 12. September 

Seit 1973 führt Inter Nationes im Auftrag und mit finanzieller Unter- 
stützung des Auswärtigen Amts ein ,, Übersetzungsprogramm Welt- 
sprachen“ durch. Es basiert auf der Erkenntnis, daß ein breiteres Aus- 
landspublikum nur auf dem Weg von Übersetzungen an der Literatur 
der Bundesrepublik Deutschland zu interessieren ist. Es werden Zu- 
schüsse für die Übersetzung von Büchern gezahlt, die ohne diese Hilfe 
nicht erscheinen würden. In Betracht kommen Werke aus dem Bereich 
der Wissenschaften, der Belletristik sowie Sach- und Fachbücher, die in 
besonderer Weise als Ausdruck der geistigen und gesellschaftlichen Si- 
tuation der Bundesrepublik Deutschland angesehen werden können. 
Dabei handelt es sich nur um Projekte, bei denen bereits ein Konsensus 
zwischen dem deutschen Verlag (als Lizenzträger) und dem auslän- 
dischen Partnerverlag erzielt und der Zuschußbetrag auf Grund vorher- 
gegangener Verhandlungen belegt wurde. Antragsberechtigt sind alle 
Verlage mit Sitz im Gebiet des Börsenvereins des Deutschen Buch- 
handels e. V. Eine Erläuterung des Übersetzungsprogramms wurde im 
Börsenblatt Nr. 7 am 25. Januar 1974 abgedruckt. 

Bisher wurden rund 500 Titel bzw. Übersetzungen auf diese Weise ge- 
fördert. 

Übersetzungskosten für Fachzeitschriften können aus diesem Programm 
nicht bestritten werden. 

6. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in Hong- 

Dr. Wittmann kong kommerzielle Organisationen es unternehmen, 
(München) Scheinasylanten chinesischer Herkunft (nicht Viet- 

(CDU/CSU) nam-Flüchtlinge) in die Bundesrepublik Deutsch- 

land zu schleusen, und welche Maßnahmen beab- 
sichtigt sie dagegen zu unternehmen? 

Antwort des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher 
vom 18. September 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß in Hongkong kommerzielle Orga- 
nisationen in der Flüchtlingsfrage tätig sind. Diese dürften jedoch auf 
die Auswahl von Flüchtlingen, die in die Bundesrepublik Deutschland 
aufgenommen werden, keinen Einfluß haben. Im einzelnen ist zu der 
Frage folgendes festzustellen: 

Der Begriff Scheinasylanten kann sich auf Hongkong-Chinesen oder 
nach Hongkong gelangte Festlandchinesen beziehen, die sich fälschlich 
als Vietnamflüchtlinge ausgeben. Solche Scheinasylanten hätten je- 
doch kaum eine Chance, das Auswahlverfahren mit Erfolg zu durch- 
laufen. Die Aufzunehmenden werden von zwei ortskundigen Deutschen, 
nämlich dem Stellvertretenden Leiter der Hongkonger UNHCR-Vertre- 
tung und dem Leiter der Hongkong Christian Services überprüft. Den 
Hongkonger Behörden sind auch keine Mißbrauchsfälle bekannt ge- 
worden. 

Mit Scheinasylanten können auch Chinesen gemeint sein, die ihr Land 
auf anderem Wege als über Hongkong verlassen, um dann Aufnahme 
in der Bundesrepublik Deutschland zu finden. Die Hongkonger Be- 
hörden haben aber keine Anhaltspunkte dafür, daß Organisationen aus 
der britischen Kronkolonie solche Personen nach Deutschland ein- 
schleusen. 
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7. Abgeordneter 
Dr. Todenhöfer 
(CDU/CSU) 


Welche konkreten politischen oder wirtschaftlichen 
Vereinbarungen wurden zwischen Angola und der 
Bundesrepublik Deutschland im Zusammenhang mit 
der Aufnahme diplomatischer Beziehungen abge- 
schlossen, und wurde in diesem Zusammenhang 
Angola Entwicklungshilfe in Aussicht gestellt? 


8. Abgeordneter Plant die Bundesregierung, in den Jahren 1979 und 
Dr. Todenhöfer 1980 Angola Entwicklungshilfe auszuzahlen oder 
(CDU/CSU) zuzusagen, und wenn ja, in welcher Höhe? 


Antwort des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher 
vom 12. September 

Der am 16. August 1979 erfolgten Aufnahme der diplomatischen Be- 
ziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und Angola sind 
Verhandlungen zwischen beiden Regierungen zur Klärung von Vor- 
fragen vorangegangen. Hierbei ist das Vertretungsrecht der Bundes- 
republik Deutschland für Berlin und die Berliner Bevölkerung ein- 
vernehmlich geklärt worden. Daneben wurden die rechtlichen und 
organisatorischen Voraussetzungen für die Aufnahme der Beziehungen, 
insbesondere für die Einrichtung von Vertretungen, geregelt. 

Fragen einer entwicklungspolitischen Zusammenarbeit mit Angola 
waren nicht Gegenstand dieser Verhandlungen. 

Ob es zu einem späteren Zeitpunkt zu einer entwicklungspolitischen 
Zusammenarbeit mit Angola kommt, wird von der Entwicklung der 
bilateralen Beziehungen abhängen. Im übrigen kann die Bundesre- 
gierung erst dann konkret zu diesem Fragenkreis Stellung nehmen, 
wenn die Volksrepublik Angola den Wunsch zu einer solchen Zusam- 
menarbeit an die Bundesregierung herantragen sollte. 


9. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die in der Welt 
vom 20, August 1979 wiedergegebene massive 
Kritik von Sprechern der antikommunistischen 
Befreiungsbewegungen FNLA und Unita an der 
Bundesregierung wegen der Aufnahme diploma- 
tischer Beziehungen mit dem kommunistischen 
MPLA-Regime in Angola, und wie kann die Bun- 
desregierung diese Entscheidung zu Gunsten des 
kommunistischen MPLA-Regimes rechtfertigen an- 
gesichts ihrer Haltung gegenüber der jetzigen rho- 
desischen Regierung? 


Antwort des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher 
vom 12. September 

Die Bundesregierung trifft ihre außenpolitischen Entscheidungen auf 
der Grundlage unserer nationalen Interessen. Dies gilt auch für die 
Normalisierung der Beziehungen zu Angola. Es gehört zu den wich- 
tigsten Grundsätzen der deutschen Außenpolitik, diplomatische Be- 
ziehungen zu allen Staaten, die dies wünschen, herzustellen. Die Bun- 
desregierung mißt der Aufnahme diplomatischer Beziehungen zu An- 
gola erhebliche Bedeutung im Rahmen ihrer Afrikapolitik und insbe- 
sondere ihrer Bemühungen um friedliche Beilegung der Konflikte im 
südlichen Afrika bei. 

Im Unterschied zu Rhodesien, das nach Auffassung der Bundesre- 
gierung kein unabhängiger Staat ist, sondern immer noch der Souve- 
ränität und Verantwortung Großbritanniens unterliegt, hat die Bun- 
desregierung die Volksrepublik Angola bereits im Februar 1976 völker- 
rechtlich anerkannt. Eine Aufnahme diplomatischer Beziehungen zu 
Rhodesien kommt dagegen erst nach dessen Entlassung in die Unab- 
hängigkeit in Betracht. 
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10. Abgeordneter 
Hofmann 
(Kronach) 
(SPD) 


Hat die Bundesregierung den Pressereferenten der 
deutschen Botschaft in der Schweiz, falls dieser 
- wie im „FT” vom 13. August 1979 gemeldet 
wurde — in einer internationalen Zeitschrift den 
Vorschlag gemacht hat, das Einheitsgebot der 
Deutschen Nation in der Präambel des Grundge- 
setzes zu streichen, nicht zurechtgewiesen, und 
wenn ja, warum nicht? 


Antwort des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher 
vom 12. September 

Es trifft zu, daß der Pressereferent der Botschaft Bern in einem Ar- 
tikel der in Wien erscheinenden Vierteljahreszeitschrift ,, Europäische 
Rundschau“ Nr. 79/2 mit dem Titel ,,Eine europäische — keine deutsche 
Option“ dem Gedanken einer Änderung der Präambel des Grundge- 
setzes nachgegangen ist. Er vertrat die Meinung, die Bundesrepublik 
Deutschland könne einer politischen Union Westeuropas zum Durch- 
bruch verhelfen, wenn sie das Angebot mache, jeder Art von einheits- 
staatlicher Lösung der deutschen Frage zu entsagen. 

Unter den Autoren der Publikation wird der Verfasser des Artikels 
als Kuratoriumsmitglied des Arbeitskreises für Europäische Zusam- 
menarbeit e. V. Berlin vorgestellt; unerwähnt bleibt seine Tätigkeit 
in Bern. 

Das Auswärtige Amt steht auf dem Standpunkt, daß Beamte und Ange- 
stellte des Bundes auch bei privaten Veröffentlichungen unbeschadet 
des Grundrechts der freien Meinungsäußerung bei Ausübung dieses 
Rechts die nach ihrer dienstlichen Stellung gebotene Mäßigung und 
Zurückhaltung zu üben haben. An diese Pflicht wurde der Angestellte 
in einer den Gesamtumständen des Falles angemessenen Weise erinnert. 

Im übrigen beziehe ich mich auf meine Herrn Kollegen Herbert Werner 
in der Fragestunde am 16./ 17. Mai 1979 erteilte Antwort (Steno- 
graphischer Bericht über die 155. Sitzung vom 18. Mai 1979, S. 12433 
BL 


1 1 . Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Vertritt die Bundesregierung weiterhin die volle 
Verbindlichkeit der Verpflichtung der Volksre- 
publik Polen im Ausreiseprotokoll und den be- 
stätigten Brief von Bundesaußenminister Genscher 
an den polnischen Außenminister vom 9. März 
1976 bezüglich der Behandlung jedes Ausreise- 
antrags eines Deutschen nach den Kriterien der 
„Information” von 1970 auch nach Auslaufen 
des Ausreiseprotokolls vom Herbst 1975, und 
ist sie bejahendenfalls sicher, daß sich diese ihre 
Auffassung bei allen Ausreiseanträgen Deutscher 
durchsetzt? 


Antwort des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher 
vom 12. September 

Ja. 

12. Abgeordneter Auf welcher Ebene und mit welchen zeitlichen 
Dr. Czaja Abständen hat die Bundesregierung mit Ländern 

(CDU/CSU) des Ostblocks politische Konsultationen verein- 

bart, und welches Ergebnis haben Konsultationen 
über Rechts- und Konsularfragen erbracht, falls es 
auch solche Konsultationen gegeben hat? 

Antwort des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher 
vom 12. September 

Die Bundesregierung hat mit der Sowjetunion und anderen osteuropä- 
ischen Ländern politische Konsultationen auf der Ebene der Außen- 
minister (CSSR, Ungarn), der Außenminister oder ihrer Mitarbeiter 
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(Sowjetunion, Polen) oder der leitenden politischen Beamten der 
Außenministerien (Rumänien, Bulgarien) vereinbart. Diese Konsul- 
tationen sind im allgemeinen in jährlichen Abständen vorgesehen. 

Die Bundesregierung führt mit osteuropäischen Staaten außerdem 
Konsultationen über beiderseitige Rechts- und Konsularangelegenhei- 
ten durch. Aus der Sicht der Bundesregierung dienen diese Konsulta- 
tionen in erster Linie der Verbesserung der praktischen Arbeitsmög- 
lichkeiten der Konsularabteilungen unserer Botschaften in diesen 
Staaten. 

13. Abgeordneter Hat Bundesaußenminister Genscher bei seinem 

Kittelmann kürzlichen Besuch in Washington die Koordinie- 

(CDU/CSU) rung der deutschen und amerikanischen Interessen 

bei der laufenden Seerechtskonferenz angesprochen, 
wenn ja, mit wem und mit welchem Erfolg? 

Antwort des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher 
vom 14. September 

Dieser Themenkreis wird bei der Begegnung von Bundesaußenmihister 
Genscher mit dem amerikanischen Außenminister Vance u. a. in New 
York besprochen. 

14. Abgeordneter Hat Bundesminister Dr. Graf Lamsdorff bei seinen 

Kittelmann Auslandsbesuchen — vor allem in Südamerika — 

(CDU/CSU) das Problem der deutschen Interessen auf der See- 

rechtskonferenz - insbesondere im Tiefseeberg- 
bau — bei den besuchten Entwicklungsländern 
angesprochen, und gegebenenfalls mit welchem 
Erfolg? 

Antwort des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher 
vom 14. September 

Herr Bundesminister Dr. Graf Lambsdorff hat sich bei seinen Ge- 
sprächen in den USA und Kanada wiederholt um eine Koordinierung 
der westlichen Industrieländer, vor allem in den für die Bundesrepu- 
blik Deutschland so wichtigen Fragen des Internationalen Meeresboden- 
regimes, bemüht. Vor allem der intensive Gedankenaustausch mit der 
kanadischen Regierung über die Rohstoffpolitik der Internationalen 
Meeresbodenbehörde dürfte zu einer „Auflockerung der Fronten” in 
diesem Bereich beigetragen haben. Auch auf der Südamerikareise des 
Bundeswirtschaftsministers standen Seerechtsfragen auf dem Themen- 
kalender und sind bei allen sich bietenden Gelegenheiten angesprochen 
worden. Leider konnten dabei die Fragen des Tiefseebergbaus aus Zeit- 
gründen nicht in dem vorgesehenen Umfang vertieft werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


15. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung im Ministerrat der EG 
— nachdem höchste Gerichte der Migliedstaaten, 
darunter ein verbindlicher Beschluß des Bundes- 
verfassungsgerichts, es für notwendig erachten, 
die Gemeinschaft an einen geschriebenen Grund- 
rechtstext zu binden - den förmlichen Beitritt 
der Europäischen Gemeinschaften zur Europä- 
ischen Menschenrechtskonvention und darüber 
hinaus die Verbindlichkeit eines eindeutig um- 
rissenen Katalogs der Rechte und Pflichten der 
einzelnen Person und der Person in den nationalen 
und sozialen Gemeinschaftsformen, wie er europäi- 
schen Verfassungserfahrungen, den Zielen der Ge- 
meinschaft und den Verpflichtungen von Mitglied- 
staaten in anderen Menschenrechtspakten ent- 
spricht, betreiben? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. de With 
vom 10. September 

Die Bundesregierung befürwortet den Beitritt der Europäischen Ge- 
meinschaften zur Europäischen Menschenrechtskonvention und wird 
sich im Ministerrat aktiv für dieses Ziel einsetzen. Die Bundesregierung 
hat deshalb auch das Memorandum der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften zur Beitrittsfrage — das inzwischen dem Deutschen 
Bundestag zugeleitet wurde (Drucksache 8/3037) — begrüßt. Eine erste 
Stellungnahme der Bundesregierung zu diesem Memorandum wurde 
vor kurzem u. a. dem Rechtsausschuß des Deutschen Bundestages 
übermittelt. In Beantwortung Ihrer Frage darf ich insbesondere die 
folgenden Aussagen hervorheben: 

— Die Bundesregierung sieht in dem Beitritt der Europäischen Ge- 
meinschaften zur Europäischen Menschenrechtskonvention einen 
wichtigen Schritt zur Verstärkung des Grundrechtsschutzes in den 
Europäischen Gemeinschaften. 

“ Nach Auffassung der Bundesregierung würde der Beitritt die vom 
Bundesverfassungsgericht in seinem Beschluß vom 29. Mai 1974 
genannten Voraussetzungen für einen adäquaten Grundrechts- 
schutz auf der Gemeinschaftsebene grundsätzlich erfüllen. 

— Der Beitritt wirft eine Reihe rechtlicher Fragen auf, die die Bundes- 
regierung in Übereinstimmung mit der Kommission der EG für 
lösbar hält, die jedoch eine eingehende Prüfung innerhalb der EG 
sowie mit den Mitgliedstaaten des Europarats und den Vertrags- 
parteien der Konvention erforderlich machen werden. 

Zugleich ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die Erörterung 
und die Verhandlungen über den Beitritt nicht die Erörterung eines 
spezifisch auf die Europäischen Gemeinschaften zugeschnittenen 
Grundrechtskatalogs verzögern sollten. Dieser Grundrechtskatalog, 
der in Fühlungnahme mit den Organen des Europarates und der Men- 
schenrechtskonvention zu erarbeiten wäre, würde an die Verfassungs- 
traditionen der Mitgliedstaaten der EG anknüpfen und deren völker- 
rechtlichen Verpflichtungen ebenso wie die besonderen Belange und 
Ziele der Europäischen Gemeinschaften berücksichtigen. 


16. Abgeordneter 
Kuhlwein 
(SPD) 


Hält die Bundesregierung nach der vom Bundestag 
verabschiedeten Neufassung des elterlichen Sorge- 
rechts im Bürgerlichen Gesetzbuch, wonach „ent- 
würdigende Erziehungsmaßnahmen” unzulässig sind, 
die Züchtigung von Schulkindern durch Lehrer als 
zulässig im Sinne eines Gewohnheitsrechts, und 
wann wird sie gegebenenfalls eine gesetzliche 
Grundlage für ein Verbot initiieren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. de With 
vom 10. September 

Das Züchtigungsrecht an Schulen war Gegenstand der Antwort der 
Bundesregierung vom 4. März 1975 auf die Kleine Anfrage der Ab- 
geordneten Dr. Enders und anderer sowie der Fraktionen der SPD, 
FDP (Drucksache 7/3318). Darin wurden Maßnahmen zur Verban- 
nung des gewohnheitsrechtlich anerkannten Rechts der maßvollen 
Züchtigung an Schulen begrüßt und festgestellt, daß die Lösung pä- 
dagogischer Konflikte dem Dienst- und Schulverwaltungsrecht der 
einzelnen Bundesländer überlassen bleiben sollte. Auf diese Stellung- 
nahme wird Bezug genommen. 

Eine Änderung dieser Haltung der Bundesregierung zur Züchtigungs- 
befugnis an Schulen ist auf Grund der Neuregelung des Rechts der 
elterlichen Sorge nicht veranlaßt. Zum einen bezieht sich diese Neu- 
regelung nur auf Vorschriften über das Verhältnis zwischen Eltern 
und Kind. Aussagen über das Verhältnis zwischen Lehrer und 
Schulkind werden nicht gemacht. Zum anderen bestätigt die 
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seit 1975 eingetretene Entwicklung die Haltung der Bundesregierung: 
In fast allen Bundesländern ist heute die in bestimmten Grenzen ge- 
wohnh eit srech dich anerkannte Züchtigungsbefugnis an Schulen im 
Rahmen der Reform des Schulrechts abgeschafft. So wurde beispiels- 
weise die körperliche Züchtigung in den Schul- bzw. Schulverwaltungs- 
gesetzen in Baden-Württemberg, Berlin, Nordrhein-Westfalen, Rhein- 
land-Pfalz und Schleswig-Holstein ausdrücklich verboten und in Bre- 
men, Hamburg und Niedersachsen nicht in den Katalog der Ordnungs- 
maßnahmen auf genommen. Nur in zwei Bundesländern sind entspre- 
chende Maßnahmen bisher nicht getroffen worden. Im übrigen findet 
der grundsätzliche Auffassungswandel auch in der Strafrechtsliteratur 
und in der Rechtsprechung starke Unterstützung. Bei dieser insgesamt 
positiv zu bewertenden Entwicklung erscheinen gesetzgeberische Maß- 
nahmen nicht geboten. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


17. Abgeordneter 
Dr. Becker 
(Frankfurt) 
(CDU/CSU) 


Wie hoch waren in der Bundesrepublik Deutschland 
die Steuereinnahmen in den letzten vier Jahren aus 
den Alkoholsteuern (Biersteuer, Sektsteuer, Brannt- 
weinsteuer), und wie hoch waren die staatlichen 
Ausgaben für eine gesundheitliche Aufklärung ge- 
gen den Mißbrauch von Alkohol? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 10. September 


l. 

Das Steueraufkommen aus den Alkoholsteuern in den letzten vier 
Jahren hat sich wie folgt entwickelt: 

1975 1976 1977 1978 

— in Millionen DM — 


Branntweinabgaben 

Schaumweinsteuer 

Biersteuer 


3 122,1 3 367,3 

350,9 419,0 

1 274,7 1 317,0 


3 743,2 3 918,8 

435,3 484,4 

1 287,6 1 257,7 


zusammen 4 747,7 5 103,3 5466,1 5 660,9. 


2 . 

Die Aufklärung gegen den Alkoholmißbrauch erfolgt im Rahmen 
der Maßnahmen gegen Suchtgefahren (Bekämpfung des Drogen-, 
Rauschmittel- und Alkoholmißbrauchs), so daß ein Überblick über 
den entstandenen Kostenaufwand nur für Maßnahmen zur Verhütung 
des Alkoholmißbrauchs nicht möglich ist. 

Für Maßnahmen gegen Sucht gefahren sind aus dem Einzelplan des 
Bundesministers für Jugend, Familie und Gesundheit folgende Aus- 
gaben geleistet worden: 

1975 1976 1977 1978 

- in Millionen DM — 


7,3 7,8 7,8 6,0. 

Hinzu kommen die institutionellen Zuwendungen für Organisationen 
und Einrichtungen, die sich ganz oder teilweise mit der Bekämpfung der 
Suchtgefahren befassen, so. z. B, die Deutsche Haupt stelle gegen 
Suchtgefahren, die in den Jahren 1975 bis 1978 einen Bundeszuschuß 
von jährlich 400 000 DM erhalten hat. 

Über die Höhe der Ausgaben von Ländern und Gemeinden für Auf- 
klärungsmaßnahmen Liegen der Bundesregierung keine Unterlagen 
vor. 
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Ist es der Bundesregierung möglich, ~ nachdem sie 
am 10. August 1978 die Auskunft gab, daß im No- 
vember und Dezember 1977 gemeinsame Überprü- 
fungen von Zollfahndungsämtern dazu geführt hat- 
ten, daß in einem Verfahren nachgewiesen werden 
konnte, daß den Empfängern von Heizöl innerhalb 
von zweieinhalb Jahren rund 350000 Liter zu 
wenig ausgeliefert worden waren — , zum gegenwär- 
tigen Zeitpunkt Angaben darüber zu machen, ob 
— im Hinblick auf die gestiegenen Heizölkosten — 
die Zollfahndungsämter in Baden-Württemberg mehr 
Überprüfungen von Meßanlagen bei den für die 
Heizöllieferung eingetzten Tankwagen durchgeführt 
haben bzw. durchführen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 10. September 

Die Zollfahndungsämter im Raum Baden-Württemberg (Freiburg, 
Karlsruhe, Stuttgart) haben bisher vermehrte Überprüfungen von 
Meßanlagen bei den für die Heizöllieferung eingesetzten Tankfahr- 
zeugen nicht durchgeführt. Es sind jedoch weitere Kontrollaktionen 
der zuständigen Eichämter gemeinsam mit den Treibstoffkontroll- 
trupps der Hautzollämter und der Polizei vorgesehen. Die sofortige 
Einschaltung des Zollfahndungsdienstes im konkreten Aufgriffsfall 
ist abgesprochen. 


18. Abgeordneter 
Bindig 
(SPD) 


19. Abgeordneter Haben diese Überprüfungen in erhöhtem Maß zur 
Bindig Einleitung von Gerichtsverfahren geführt? 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 10. September 

Angaben darüber, daß durchgefuhrte Überprüfungen von Meßanlagen 
in erhöhtem Maß zur Einleitung von Gerichtsverfahren geführt haben, 
liegen nicht vor. 


20. Abgeordneter 
Dr. Narjes 
(CDU/CSU) 


21. Abgeordneter 
Dr. Narjes 
(CDU/CSU) 


22. Abgeordneter 
Dr. Narjes 
(CDU/CSU) 


23. Abgeordneter 
Dr. Narjes 
(CDU/CSU) 


Seit- wann war der zuständigen Finanz-/ Zollver- 
waltung das von der Mineralölhandelsfirma Gold- 
bach angewandte „Steuerkreditsystem” und das 
für den Fall von Störungen in der Ölversorgung da- 
mit verbundene Verlustrisiko bekannt? 

Was hat die Finanz Verwaltung unternommen, um 
das Risiko des Verlustes von Steuergeldern zu 
mindern? 

Wie hoch waren die Schulden der Firma Goldbach 
an Mineralölsteuerii und anderen fälligen Abgaben 
zum Zeitpunkt der Konkurseröffnung? 

Gibt es neben der Firma Goldbach noch andere 
Mineralölhandelsfinnen, denen durch Bürgschaften 
und/oder Stundungen Erleichterungen bei der 
Zahlung fälliger Mineralölsteuern gewährt worden 
sind, und wenn ja, wieviel Fälle über 30 Millionen 
DM Steuerschuld im Einzelfall gibt es? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Böhme 
vom 1 1. September 

Das Steuergeheimnis (§30 Abgabenordnung) hindert mich. Ihnen die 
steuerlichen Verhältnisse von Firmen der Goldbach-Gruppe zu offen- 
baren. Ich kann daher Ihre Fragen nur in allgemeiner Form beant- 
worten. 
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Zu Frage 20: Der Mineralölgroßhändler, dem ein Steuerlager bewilligt 
ist, hat nach geltendem Recht die Mineralölsteuer durchschnittlich 
erst 55 Tage nach der Entnahme des Mineralöls zu entrichten. Inner- 
halb dieser Frist soll die Steuer über den Preis auf den Verbraucher 
abgewälzt sein. Tatsächlich erhält der Händler die Mineralölsteuer als 
Teil des Verkaufserlöses von seinen Abnehmern weitgehend aber schon 
früher. 

Die Steueranteile in den eingehenden Beträgen werden regelmäßig nicht 
für den Steuerzahlungstermin zurückgelegt, sondern zusammen mit 
den anderen Mitteln des Unternehmens für betriebliche Zwecke ver- 
wendet. Die fällige Steuer wird aus den Erlösen für spätere Mineral- 
ölentnahmen gezahlt. Muß der Händler infolge unvorhersehbarer 
Veränderungen der Markt bedingungen seinen Lieferanten plötzlich 
erheblich höhere Einkaufspreise zahlen, ohne entsprechend hohe 
Verkaufserlöse erzielen zu können, ist er unter Umständen bei Fällig- 
keit der Steuer zahlungsunfähig. 

Dem Bundesfinanzministerium und der Bundeszollverwaltung ist die 
hierdurch begründete Gefährdung des Steueraufkommens bekannt. 
Der Bundesfinanzminister hat deshalb schon 1974/75 bei der parla- 
mentarischen Behandlung des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung 
des Mineralölsteuergesetzes 1964 (Heizölkennzeichnung) angeregt, 
die Verwaltung durch eine weitere Gesetzesänderung zu ermächtigen, 
schon bei Zweifeln an der Bonität eines Mineralölhändlers Sicherheit 
für die Mineralölsteuer zu fordern. Der Bundestag hat sich dazu seiner- 
zeit mit Rücksicht auf die gefährdete wirtschaftliche Lage des mittel- 
ständischen Mineralölhandels nicht entschließen können. 


Zu Frage 21: Die nach geltendem Recht bestehenden Möglichkeiten 
der Zollverwaltung, Mineralölsteuerausfälle zu verhindern, sind be- 
grenzt. Die Verwaltung kann in extremen Fällen ein Steuerlager wi- 
derrufen und die Mineralölbestände beschlagnahmen. Sonst ist sie 
darauf beschränkt, für die offenstehenden Steuerbeträge Sicherheit 
zu fordern. 

Sicherheit kann nach § 9 Sätze 2 und 3 des Mineralölsteuergesetzes 
vom Mineralölhandel aber nur gefordert werden, wenn die Steuer 
ernsthaft gefährdet erscheint. Diese durch das Änderungsgesetz vom 
19. März 1975 (BGBl. I S. 721) geschaffene Regelung hat die damit 
verbundenen Erwartungen (vgl. Drucksache 7/3138) nicht erfüllt. 
Die Regelung versagt häufig deshalb, weil die zuständigen Dienst- 
stellen erst aus Stundungsanträgen anläßlich von Steuerzahlungster- 
minen erfahren, daß Zahlungsschwierigkeiten entstanden sind. In 
diesem Stadium können aber die Steuerschuldner Sicherheiten mangels 
verfügbarer Vermögenswerte meist nicht mehr erbringen. 

Dazu kommt, daß die Finanz gerichte strenge Maßstäbe an die ge- 
setzlichen Voraussetzungen für eine Sicherheitsleistung legen. In den 
gegen die Anordnung von Sicherheitsleistungen bisher geführten Pro- 
zessen sind eine Reihe von Indizien, die erfahrungsgemäß auf künftige 
Steuerausfälle schließen ließen, nicht als „ernsthafte Gefährdung“ 
der Steuerentrichtung anerkannt worden. Die vorausgesehenen Insol- 
venzen traten ein, ohne daß Sicherheitsleistung hatte durchgesetzt 
werden können. 

Der Bundesrechnungshof hat in Nummern 150 bis 154 seiner Be- 
merkungen zur Bundeshaushaltsrechnung 1975 (Drucksache 8/373) 
die Einführung der obligatorischen Sicherheit für Mineralölsteuer- 
schulden gefordert. Danach könnten die bisherigen Zahlungsfristen 
vom Mineralölhandel nur noch bei Sicherheitsleistung in Anspruch 
genommen werden. Eine solche Regelung würde jedoch die überwie- 
gende Zahl der Mineralölhandelsunternehmen, bei denen in der Regel 
keine Gefahr von Steuerausfällen besteht, mit den hohen Kosten für 
Sicherheitsleistungen belasten. Dies erscheint nur gerechtfertigt, wenn 
Abhilfe gegen Steuerausfälle anders nicht erreicht werden kann. Zur 
Zeit wird geprüft, ob durch Änderung des Mineralölsteuerdurchfüh- 
rungsverordnung für die Zukunft eine wirksamere Sicherung des Steuer- 
aufkommens in Insolvenzfällen erreicht werden kann. Darüber hinaus 
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wird erwogen, das Mineralölsteuergesetz zu ändern, um der Zollver- 
waltung die Forderung von Sicherheit schon in Fällen einfacher Ge- 
fährdung der Steuerentrichtung zu ermöglichen. 

Zu Frage 22: Das Steuergeheimnis erlaubt mir nicht, diese Frage zu 
beantworten. 


Zu Frage 23: Nach § 222 der Abgabenordnung dürfen Steueransprüche 
nur gestundet werden, wenn die Einziehung bei Fälligkeit eine er- 
hebliche Härte für den Schuldner bedeuten würde und der Steueran- 
spruch durch die Stundung nicht gefährdet erscheint. In der Regel 
verneint die Zollverwaltung das Vorliegen einer erheblichen Härte 
dann, wenn dem Mineralölhändler die Mittel für die Steuerentrichtung 
zugeflossen sind und dieser sich die Zahlung durch seine Geschäfts- 
führung unmöglich gemacht hat. Eine kurzfristige Stundung kann 
aber auch hier in Betracht kommen, insbesondere wenn Aussicht be- 
steht, den Zusammenbruch eines Unternehmens unter Wahrung der 
Steuerbelange zu vermeiden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


24. Abgeordnete 
Frau Hoffmann 
(Hoya) 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung offenlegen, auf wen sie 
sich in Beantwortung meiner Anfrage (Drucksache 
8/3000, Frage 26) bei der Aussage stützt, daß das 
Unterrichtungsverfahren vor Erteilung einer gastge- 
werblichen Konzession sich bewährt habe, und 
worin zeigt sich nach Meinung der Bundesregierung 
die Bewährung der ausgeübten Regelung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 

vom 13. September 

a) Die Bundesregierung stützt sich bei der Aussage, das Unterrichtungs- 
verfahren habe sich bewährt, vor allem auf das Urteil der Wirtschafts- 
ressorts der Länder, deren Behörden das Gaststättengesetz aus- 
führen und die Gaststätten überwachen. Die Länder haben sich ein- 
stimmig dagegen ausgesprochen, das geltende Verfahren zugunsten 
eines weitergehenden Sachkundennachweises zu ändern. 

Auch der Deutsche Industrie- und Handelstag beurteilt das Unter- 
richtungsverfahren, ausgehend von den Erfahrungsberichten der 
Industrie- und Handelskammern, positiv. Die Effektivität des Ver- 
fahrens ist insbesondere durch die Ergebnisse einer 1978 von aus- 
gewählten Kammern bei Teilnehmern am Unterrichtungsverfahren 
durchgeführten Testumfrage bestätigt worden. 

Ebenso sind in einem vom Deutschen Industrie- und Handelstag 
Ende 1976 veranstalteten Erfahrungsaustaüsch-Seminar für Gast- 
stättenunterrichter die - überwiegend im Bereich der Lebensmittel- 
überwachung tätigen — Teilnehmer zu dem Ergebnis gekommen, 
das Gaststättengesetz und das Unterrichtungsverfahren hätten 
ihre Bewährungsprobe bestanden: 

Auch der Deutsche Hotel- und Gaststättenverband hat in seiner im 
August 1 977 veröffentlichten Schrift „Novellierung des Gaststätten- 
gesetzes - Stellungnahme des Deutschen Hotel- und Gaststätten- 
verbandes zum Gaststättengesetz vom 5. Mai 1970“ festgestellt: 
„Das Unterrichtungsverfahren als solches hat sich als vorteilhaft 
erwiesen“ (S. 4). 

b) Das Unterrichtungsverfahren hat nach dem Urteil von Überwa- 
chungsbehörden bei den Teilnehmern das Verständnis für die le- 
bensmittelrechtlichen Vorschriften und die Notwendigkeit ihrer Be- 
achtung in der Praxis gefördert. Im übrigen zeigen die Ergebnisse 
der erwähnten Testumfrage, daß durch die Teilnahme am Unter- 
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richtungsverfahren zusätzliche einschlägige Kenntnisse vermittelt 
werden. Auch die große Mehrzahl der Teilnehmer selbst äußert sich 
über das Verfahren positiv. 

Mißstände, die es rechtfertigen könnten, zum Schutz der Gesund- 
heit der Gäste über den Unterrichtungsnachweis hinaus weiter- 
gehende Qualifikationen zu fordern, sind bisher nicht bekannt 
geworden. Dies dürfte nicht zuletzt auch auf die Unterrichtung der 
Gaststättenbewerber durch die Industrie- und Handelskammern 
zu rückzu führen sein. 


25, Abgeordnete 
Frau Hoff mann 
(Hoya) 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregirung bereit, zur Beurteilung der 
Effektivität des Unterrichtungsverfahrens auch die 
Stellungnahme der Industrie- und Handelskammer 
Frankfurt zu diesem Thema heranzuziehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 13. September 

Der Bundesregierung ist eine offizielle Äußerung der Industrie- und 
Handelskammer Frankfurt zum Unterrichtungsverfahren nicht be- 
kannt. Nach Mitteilung des Deutschen Industrie- und Handelstages 
hat die Kammer eine besondere Stellungnahme zu diesem Themen- 
bereich zu keinem Zeitpunkt abgegeben. 


26. 


Abgeordnete 
Frau Hoff mann 
(Hoya) 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung in genauer Beantwor- 
tung meiner Anfrage (Drucksache 8/3000, Frage 
29) dartun, daß die Herstellung und Zubereitung 
von Speisen und Lebensmitteln und deren Weiter- 
gabe an Dritte qualifizierte Kenntnisse im Umgang 
mit Lebensmittel und des Lebensmittelrechts 
voraussetzt und damit ihre vorangegangenen Stel- 
lungnahmen zu meiner Frage präzisieren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 13. September 

Die Bundesregierung hat schon in der Antwort vom 28. Juni 1979 
erklärt, daß Kenntnisse im Umgang mit Lebensmitteln und Kennt- 
nisse der lebensmittelrechtlichen Vorschriften für die Herstellung 
und Zubereitung von Speisen - ebenso wie für die Weitergabe an 
Dritte - von Nutzen seien; bei besonders kritischen Lebensmitteln 
könne es darüber hinaus gerechtfertigt sein, als Voraussetzung für 
die Berufsausübung qualifizierte Kenntnisse zu verlangen. Ob bei 
einzelnen Lebensmitteln qualifizierte Kenntnisse vorausgesetzt wer- 
den müssen, hängt danach davon ab, wie groß jeweils die Risiken 
eines möglichen unsachgemäßen Umgangs sind. 

Auf die Hackfleischverordnung, die auf der Grundlage des Lebens- 
mittel- und Bedarfsgegenständegesetzes erlassen worden ist, ist schon 
in der Antwort vom 28. Juni 1979 hingewiesen worden. Die Bundes- 
regierung sieht z. Z. keinen Anlaß, das Herstellen, Behandeln oder 
Inverkehrbringen weiterer Lebensmittel im Bereich des Gaststätten- 
gewerbes von dem Nachweis bestimmter Fachkenntnisse abhängig 
zu machen. 


27. Abgeordnete 
Frau Hoffmann 
(Hoya) 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung darüber Auskunft geben, 
ob von ihrer Seite eine Harmonisierung der bisher 
in Europa ausgeübten Qualifikationsnachweise im 
Gaststättengewerbe beabsichtigt ist, und wenn 
nein, mit welcher Begründung wendet sich die Bun- 
desregierung gegebenenfalls gegen eine Vereinheit- 
lichung in diesem Bereich? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 13. September 

Nach dem EWG- Vertrag ist es in erster Linie Aufgabe der Kommis- 
sion, die Koordinierung oder Harmonisierung von Rechts- und. Ver- 
waltungsvorschriften der Mitgliedstaaten vorzubereiten. Auf dem 
Gebiet des Gaststättenrechts hat der Rat am 15. Oktober 1968 eine 
Richtlinie für Übergangsmaßnahmen erlassen. Sie soll bis zu einer 
späteren Koordinierung der Vorschriften über den Zugang zum Gast- 
stättengewerbe gewisse Schwierigkeiten beseitigen, die sich daraus ergeben 
haben, daß in einigen Ländern der Zugang frei ist^ während in anderen 
Ländern Zulassungsvorschriften bestehen. Weitergehende Richtlinien 
sind noch nicht erlassen worden. Auch die Bundesregierung hält eine 
Harmonisierung der Vorschriften über den Zugang zum Gaststättenge- 
werbe zur Zeit nicht für vordringlich, weil nennenswerte, die Freizü- 
gigkeit behindernde Schwierigkeiten offenbar nicht mehr bestehen. 
Sollte jedoch die Kommission entsprechende Vorschläge unterbreiten, 
wird sich die Bundesregierung an den Arbeiten aktiv beteiligen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Soziaiordnung 


28. Abgeordneter 
Glombig 
(SPD) 


Werden — wie die Presse meldete — Früherkenn- 
ungsuntersuchungen auf angeborene Hypothyreose 
bei Säuglingen nur deshalb nicht allgemein einge- 
führt, weil die Kassenärztliche Bundesvereinigung 
(KBV) bisher nicht bereit war, mit der Durch- 
führung der dazu erforderlichen Blutuntersuchungen 
leistungsfähige Großlabors zu beauftragen, und was 
gedenkt die Bundesregierung zu tun um sicherzu- 
stellen, daß diese Früherkennungsuntersuchungen 
alsbald allgemein eingeführt werden, um den sonst 
drohenden Behinderungen vorzubeugen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 13. September 

Der Bundesarbeitsminister hat den Bundesausschuß für Ärzte und 
Krankenkassen am 13. Juli 1978 gebeten, Beratungen mit dem Ziel 
aufzunehmen, die Richtlinien über die Früherkennung von Krank- 
heiten bei Kindern um die Untersuchung auf Schilddrüsenunterfunk- 
tion (Hypothyreose) zu ergänzen. Nach § 181 Ab. 2 RVO hat nämlich 
der Bundesausschuß das Nähere über die Art der Früherkennungs- 
untersuchungen zu beschließen. 

Anlaß für die Anregung des Bundesarbeitsministeriums war die Tat- 
sache, daß auf etwa 3 500 Neugeborene ein Fall von Schilddrüsen- 
unterfunktion kommt. Diese Krankheit führt zu schweren nicht re- 
versiblen Himschäden. Die unmittelbar nach der Geburt durchgeführten 
Blutuntersuchungen sind ein sicheres Mittel, um sonst drohende le- 
benslange Schädigungen zu verhindern. In einer Reihe von Ländern, 
beispielsweise USA, Belgien, Österreich, Schweiz, wird diese Unter- 
suchung seit einigen Jahren erfolgreich durchgeführt. Im Mai 1979 
hat die Gesundheitsministerkonferenz sich für die rasche Einführung 
eines bundeseinheitlichen Screeningprogramms zur Früherkennung 
der angeborenen Hypotyreose ausgesprochen. 

Der Bundesausschuß der Ärzte und Krankenkassen hat seine Bera- 
tungen bisher nicht abgeschlossen. Er ist der Auffassung (vgl. dazu 
auch einen Leserbrief in der Welt am Sonntag vom 2. September 
1979), daß zunächst sämtliche Details des Untersuchungsablaufs unter 
Anhörung zahlreicher Experten erörtert werden müssen, um zu ent- 
scheiden, ob auch kleinere Labors der niedergelassenen Ärzte die 
Untersuchung durchführen können. 
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Demgegenüber haben die zuständigen deutschen medizinische Fach- 
gesellschaften und die Gesundheitsministerkonferenz darauf hinge- 
wiesen, daß nur wenige hochtechnisierte Speziallabors die Untersuchung 
durchführen und gleichzeitig auch eine wirtschaftliche Arbeitsweise 
garantieren können. Bei etwa 600000 jährlich anfallenden Untersu- 
chungen kommt auch der Frage der Wirtschaftlichkeit eine besondere 
Bedeutung zu. 

In der Zwischenzeit haben eine Reihe von Bundesländern sich veranlaßt 
gesehen, die Screeninguntersuchungen auf Hypothyreose als Leistung 
des öffentlichen Gesundheitsdienstes vorzusehen. Gleichwohl besteht 
aber ein dringendes Interesse, die Früherkennungsuntersuchung auf 
Schilddrüsenunterfunktion alsbald als Leistung der gesetzlichen Kran- 
kenkassen einzuführen. 

Der Bundesarbeitsminister ist in Übereinstimmung mit den Fachge- 
sellschaften und der Gesundheitsministerkonferenz der Auffassung, 
daß die Voraussetzungen des § 181 RVO für die Einführung der Früh- 
erkennungsuntersuchung auf Schilddrüsenunterfunktion vorliegen. 
Er wird daher, wie bereits schon im Schreiben vom 25. Juni 1979 
geschehen, auch weiterhin auf die alsbaldige Ergänzung der sogenannten 
Kinderrichtlinien durch den Bundesausschuß der Ärzte und Kranken- 
kassen hinwirken. 


29. Abgeordneter 
Zebisch 
(SPD) 


Trifft es zu, daß nach Aussagen der Arbeitsämter 
das am 1. August 1979 wirksam gewordene arbeits- 
marktpolitische Sonderprogramm der Bundesre- 
gierung für Regionen mit besonderen Beschäftigungs- 
problemen, welches für Maßnahmen gewährt werden 
soll, die in der Zeit vom 1. August 1979 bis 1. Au- 
gust 1980 begonnen werden, bereits am 1. August 
1979 schon ausgeschöpft und gestoppt worden war, 
und wie erklärt die Bundesregierung gegebenenfalls 
diesen Sachverhalt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 11. September 


Es trifft zu, daß die Mittel, die für das Arbeitsmarktpolitische Pro- 
gramm der Bundesregierung für Regionen mit besonderen Beschäfti- 
gungsschwierigkeiten vorgesehen waren, durch die bis zum 1. August 
1979 bei den Arbeitsämtern eingegangenen Förderungsanträge über- 
zeichnet worden sind. Die Mittelanförderungen beliefen sich zu die- 
sem Zeitpunkt auf rund 939 Millionen DM. Durch die Aufstockung 
der für das Programm vorgesehenen 500 Millionen DM Bundesmittel 
um 400 Millionen DM aus dem Haushalt der Bundesanstalt für Arbeit 
auf insgesamt 900 Millionen DM wird es jedoch möglich sein, alle An- 
träge, die die Förderungsvoraussetzungen erfüllen, zu berücksichtigen. 
Lediglich bei den Großbetrieben könnten geringfügige Kürzungen der 
beantragten Fördersummen notwendig werden. 

Anträge, die nach dem 1. August 1979 eingegangen sind, können des- 
halb aus dem Programm selbst nicht mehr gefördert werden. Dennoch 
wird auch hier in allen Fällen geprüft, ob nicht eine Förderung nach 
dem Arbeitsförderungsgesetz aus Mitteln der Bundesanstalt für Arbeit 
in Frage kommt. Dies ist bei Maßnahmen nach den Schwerpunkten 
2 und 3 des Programms „Wiedereingliederung Arbeitsloser“ und „Ar- 
beitsbeschaffungsmaßnahmen“ generell, bei Maßnahmen des Schwer- 
punkts 1 „Innerbetriebliche Qualifizierung“ unter bestimmten Vor- 
aussetzungen möglich. Die große Resonanz, die das Programm bei 
den Förderungsberechtigten gefunden hat, zeugt davon, daß es sach- 
lich und zeitlich richtig plaziert worden ist. Darüber hinaus hat sicher- 
lich auch die intensive Informationsarbeit — u. a. wurden spezielle 
Arbeitsmarktgespräche zu dem Programm in allen Förderregionen 
durchgeführt - zu dem erfreulichen Ergebnis beigetragen. 
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30. Abgeordneter Welche Erfahrungen sind bisher mit § 23 des Jugend- 
Dr. Sieger arbeitsschutzgesetzes (Akkordarbeitsregelung) ge- 

(SPD) macht worden, und halt die Bundesregierung ein ge- 

nerelles Verbot der Akkordarbeit für Jugendliche 
von daher für notwendig? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 1 1. September 

Mit der Regelung des § 23 des Jugendarbeitsschutzgesetzes über Akkord- 
arbeit sind, soweit der Bundesregierung bekannt geworden ist, keine 
schlechten Erfahrungen gemacht worden. Nach dieser Regelung ist die 
Akkordarbeit für Jugendliche generell und ohne Ausnahme verboten. 
Das neue Jugendarbeitsschutzgesetz von 1976 verbietet darüber hinaus. 
Jugendliche in einer Arbeitsgruppe mit erwachsenen Arbeitnehmern zu 
beschäftigen, die ihrerseits im Akkord beschäftigt werden; im Interesse 
der Berufsausbildung läßt es jedoch ausnahmsweise eine Beschäftigung 
Jugendlicher in einer Arbeitsgruppe mit erwachsenen Akkordarbeitern 
zu, soweit dies zur Erreichung ihres Ausbildungsziels erforderlich ist 
oder wenn sie eine Berufsausbildung für diese Beschäfitgung abgeschlos- 
sen- haben und der Schutz des Jugendlichen durch die Aufsicht eines 
Fachkundigen gewährleistet ist. Die Jugendlichen dürfen aber auch in 
diesem Ausnahmefall nicht im Akkordlohn eingesetzt werden, auch 
ein Zeitdruck darf auf sie nicht ausgeübt werden. 


31. Abgeordneter Welche Ergebnisse liegen der Bundesregierung ins- 

Dr. Sieger besondere von der Bundesanstalt für Arbeitsschutz 

(SPD) und Unfallforschung mittlerweile über die Bela- 

stungen von Polizeibeamten im Schicht dienst vor, 
und welche Konsequenzen will die Bundesregierung 
für ihren Bereich daraus - und gegebenenfalls in 
Abstimmung mit den Ländern - ziehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 11. September 

Die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Unfallforschung hat im Rah- 
men ihres Forschungsschwerpunkts „Schichtarbeit“ im Jahr 1978 eine 
Studie „Schichtarbeit und Berufsverlauf bei Polizeibeamten in Nord- 
rhein-Westfalen“ in Auftrag gegeben. Der Forschungsbericht wird in 
Kürze vorliegen. Es ist beabsichtigt, den Bericht anschließend zu ver- 
öffentlichen. Schon jetzt ist ersichtlich, daß die Untersuchung Hinweise 
auf gesundheitliche Belastungen der Polizeibeamten durch Schichtarbei- 
ten enthält. Die Studie hatte das Ziel, eine wissenschaftliche Grundlage 
für die nähere Befassung mit den Problemen des Wechselschichtdienstes 
im Polizeibereich zu schaffen. 

Die Ergebnisse der Untersuchung werden vom Bundesministerium für 
Arbeit und Sozialordnung gemeinsam mit dem Bundesinnenministerium 
und den Länderinnenministem ausgewertet. 

Die Innenministerkonferenz plant im Zeit die Vergabe einer ergänzen- 
den bundesweit angelegten Studie und hat das Bundesinnenministe- 
rium beauftragt festzustellen, inwieweit sich der Bund im Rahmen der 
Forschungen zur Humanisierung des Arbeitslebens an den Kosten betei- 
ligen kann. Die Prüfung dieser Frage ist noch nicht abgeschlossen. 


32. Abgeordneter Sind die verwaltungstechnischen Voraussetzungen 
Horstmeier soweit getroffen, daß die Berechtigten nach dem 

(CDU/CSU) Gesetz über die unentgeltliche Befördemng Schwer- 

behinderter im öffentlichen Personenverkehr vom 
9. Juli 1979 ab 1. Oktober 1979 frei fahren kön- 
nen? 


15 




Drucksache 8/3229 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 11. September 

Schwerbehinderte benötigen zur Inanspruchnahme der Freifahrtberech- 
tigung im öffentlichen Personenverkehr einen entsprechend gekenn- 
zeichneten Ausweis. Die Ausstellung der Ausweise ist Sache der Länder. 
Die Ausweise werden von den Versorgungsämtern ausgestellt. Den Län- 
dern obliegt es, die Versorgungsämter organisatorisch und personell so 
auszustatten, daß sie in der Lage sind, ihre Aufgaben in angemessener 
Frist durchzu führen. Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
hat die Länder wiederholt gebeten, diesen Erfordernissen Rechnung zu 
tragen. 

Die Versorgungsämter und Landesversorgungsämter haben nach meiner 
Kenntnis Maßnahmen getroffen, um den zu erwartenden hohen An- 
tragseingang unverzüglich bewältigen zu können. 

Der Bundesgesetzgeber hat eine Reihe von Regelungen getroffen, die 
die Durchführung des Gesetzes erleichtern. 

So hat er eine mehrmonatige Übergangszeit bis zum Inkrafttreten des 
Gesetzes vorgesehen, um den Ländern die Möglichkeit notwendiger ver- 
waltungstechnischer Vorbereitungen zu geben. 

Darüber hinaus ist geregelt, daß die bisherigen Ausweise, soweit sie zur 
Inanspruchnahme der Freifahrt Vergünstigung berechtigen, fortgelten. 

Schließlich können alle Schwerbehinderten, deren Ausweis nicht durch 
orangefarbenen Flächenaufdruck gekennzeichnet ist, auf dem aber eines 
der Merkzeichen „G“, „aG“ oder „blind“ oder der Grad der Minderung 
der Erwerbsfähigkeit um wenigstens 80 v. H. eingetragen ist, den Um- 
tausch ihres Ausweises gegen einen orangefarben gekennzeichneten Aus- 
weis beantragen. Eines Feststellungsverfahrens bedarf es in diesen Fäl- 
len nicht. Soweit mir aus den Ländern bekannt geworden ist, sind Ver- 
fahren entwickelt worden, die sicherstellen sollen, daß der Umtausch 
der Ausweise zum 1. Oktober 1979 abgeschlossen ist. 

Die Schwerbehinderten sind durch Presseveröffentlichungen in den vom 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung herausgegebenen Sozial- 
politischen Informationen und Presseerklärungen sowie in Verlautba- 
rungen der Länder und der Behindertenverbände aufgefordert worden, 
möglichst umgehend Anträge auf Ausstellung eines Ausweises bei den 
zuständigen Versorgungsämtern zu stellen. 

Ich gehe davon aus, daß die Länder auch weiterhin alle Möglichkeiten 
ausschöpfen, um die Bearbeitungszeiten zu verkürzen, damit den 
Schwerbehinderten keine Nachteile entstehen. 


33. Abgeordneter 
Stutzer 
(CDU/CSU) 


Trifft die Antwort der Bundesregierung auf die 
Frage des Abgeordneten Milz (Drucksache 8/2763, 
Frage B 53) auch auf den Bereich der Bundesanstalt 
für Arbeit zu, und wenn ja, wie ist zu erklären, 
daß hier in der Praxis anders verfahren wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 13. September 

Die Antwort der Bundesregierung auf die Frage des Kollegen Milz 
(Drucksache 8/2763, Frage B 53) trifft auch auf den Bereich der Bun- 
desanstalt für Arbeit zu. Es ist nicht beabsichtigt, dort Beamtendienst- 
posten, die länger als drei Jahre von Angestellten besetzt sind, in Stellen 
für Angestellte umzu wandeln. Der Bundesregierung ist nicht bekannt, 
daß in der Praxis der Bundesanstalt anders verfahren wird. 

Wie die Bundesregierung in der Antwort auf die Frage des Kollegen Milz 
erklärt hat, sind nach Artikel 33 Abs. 4 des Grundgesetzes hoheitliche 
Aufgaben grundsätzlich von Beamten zu erledigen. Das gilt selbstver- 
ständlich auch für den Bereich der Bundesanstalt für Arbeit. 
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Wenn Sie in Ihrer Frage den Bereich des mittleren Dienstes ansprechen, 
so möchte ich Sie auf folgendes hin weisen: Es bestehen Zweifel, ob und 
in welchem Umfang bei den dem mittleren Dienst zugeordneten Tätig- 
keiten hoheitsrechtliche Aufgaben wahrgenommen werden. Außerdem 
besteht die Besonderheit, daß die Masse dieser Tätigkeiten nach den gel- 
tenden tariflichen Vorschriften dem Spitzenamt dieser Laufbahn zuge- 
ordnet wird und die Einrichtung einer Laufbahn für Beamte dadurch 
besonders erschwert ist. Die Bundesanstalt für Arbeit prüft gegenwärtig 
noch, welche Lösungsmöglichkeiten bestehen. Soweit der Haushalt der 
Bundesanstalt für Arbeit die Umwandlung von Beamtenstellen vorsieht, 
handelt es sich um solche des mittleren Dienstes, deren derzeitige In- 
haber auf Grund ihres Anspruchs nach Artikel 131 des Grundgesetzes 
ernannt oder von anderen Dienstherren übernommen wurden. Die Um- 
wandlung soll mit dem Ausscheiden des Inhabers aus der Stelle erfol- 
gen. Sie betrifft 1980 24 Stellen, d. h. 0,2 v. H. aller Beamtenplanstel- 
len der Bundesanstalt für Arbeit. 


Bonn, den 3. Oktober 1979 



